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Zu allen Zeiten ist es die Pflicht des wehrhaften freien 
Deutschen gewesen, für die Sicherung seiner Heimat in 
eigner Person bewaffnet einzutreten. Häufig verdunkelt, 
häufiger noch Jahrzehnte hindurch fast völlig zurückgedrängt, 
selten oder garnicht mehr angewandt, ist der Gedanke der 
allgemeinen Wehrpflicht doch niemals ganz untergegangen. 
Die Not der Zeiten und der klare Blick weitschauender 
Männer haben den schlummernden allezeit wieder aufs neue 
geweckt. 

Man hat zu unterscheiden zwischen der Abwehr innerer 
und der äusserer Feinde, zwischen der sogenannten Amts- 
folge und der Landfolge. Beide sind ihrem tiefsten Grunde 
nach weseDseinig; beide haben als gemeinsamen Ursprung 
die allgemeine Wehrpflicht. Während die Amtsfolge es 
einem Jeden zur Aufgabe macht, den im Lande auf hand- 
hafter That betroffenen Gesetzesbrecher zu verfolgen und 
fangen zu helfen (Nacheile), gilt es bei der Landfolge, einen 
von aussen einbrechenden Feind von der Grenze abzuhalten 
oder aus dem Lande wieder zu vertreiben. Je nachdem 
ob hierzu das gesamte Volk oder nur ein Teil desselben 
beiträgt, spricht man von Landsturm, Landaufgebot oder 
von Landausschuss, Landmiliz. 

Es ist ersichtlich, wie wenig all diese Dinge zu trennen 
sind. Was ist der von aussen eindringende Feind im 
Grunde anders als ein Verletzer des inneren Friedens? 
Was für ein grundlegender Unterschied besteht, ob alle zur 
Verteidigung Verpflichteten auch thatsächlich bei jeder Ge- 
legenheit ihre Pflicht erfüllen, oder ob zunächst der erste Wider- 
stand einer — eben auf Grund der allgemeinen Wehrpflicht auf- 
Wendland, Volksbewaffnung. 1 
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gebotenen — kleineren Anzahl auferlegt, die weitere Ver- 
teidigung aber der Gesamtheit anvertraut wird? Es kommt 
darauf an, dass der Grundsatz der allgemeinen Wehr- 
verpflichtung in jedem Falle gewahrt bleibt. Die Art und 
Weise seiner Ausführung kann an dem zu Grunde liegenden 
Prinzipe nichts ändern, und wir sind berechtigt, von dem 
Grundsatze der allgemeinen Wehrpflicht zu sprechen, auch 
wo die Erscheinungsformen verschiedene sind. 

Bei den einfachen rechtlichen Verhältnissen kleiner 
gesellschaftlicher Verbände war die allgemeine Wehrpflicht 
in ihrem weitesten Umfange für die Germanen der ältesten 
Zeiten das Gegebene. 1 Auch im fränkischen Reiche behielt 
dieser Grundsatz zunächst noch seine volle Wirksamkeit. 2 
Je weiter aber die Grenzen sich ausdehnten, desto schwieriger, 
ja unmöglicher wurde es, ihn uneingeschränkt durchzuführen. 
Es trat hier die Trennung ein. welche entscheidend geworden 
ist für die Ent Wickelung der Wchrverfassung in Deutschland 
und welche geblieben ist bis auf die Tage Scharnhorst's : 
Der reguläre Krieg, vor allem die Offensive, blieb einem 
Stande vorbehalten, zu welchem Neigung, Geburt oder Zwang 
den Mann bestimmte und dessen Organisation man mehr 
und mehr vervollkommnete. Das allgemeine Aufgebot hin- 
gegen — hinsichtlich seiner weiteren Verfassung vernach- 
lässigt — wurde nur noch zur Defensive benutzt. Praktische 
Rücksichten waren hierfür massgebend. Es genügte, den 
Landsturm aufzurufen bei Landnot, d. h. wenn es darauf 
ankam, die Ruhe im Lande aufrecht zu erhalten, sei es, 
dass ein äusserer Feind abzuwehren, sei es, dass ein Uebel- 
thäter durch Nacheile zu ergreifen war. Galt es dagegen, 
in fernen Gegenden Krieg zu führen, so pflegte man nur 

1. Schmoller, die Entstehung des preussischen Heeres von 
1640—1740. Deutsche Rundschau 12 (1877) S. 248. — Leibniz, 
Militär in, fol. 4 b. (Handschrift der Kgl. Bibl. zu Hannover.) 

2. Brunner, Deutsche Rechtsgeschichte II. 202 ; Maurer, 
Geschichte der Frohnhöfe in Deutschland I. 445. 
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einen Teil der Unterthanen — je näher dem Schauplatz, 
desto mehr — aulzubieten. 1 Es ist von Bedeutung für die 
weitere Entwickelung geworden, das« man zum Massstab 
dieser Ausmusterung das Vermögen an Grund und Boden 
nahm und sich damit von dem Grundsatz der allgemeinen 
Wehrpflicht löste. Das Lehensheer musste naturgemäss die 
allgemeine Volksbewaffnung immer mehr zurückdrängen. 
Allein während der ganzen Dauer des Lehenswesens finden 
wir Spuren, dass nicht nur theoretisch, sondern auch 
praktisch an dem alten Prinzipe festgehalten wurde. Aus 
frühester Zeit ist uns der Name der „Landwehr' erhalten 2 
und es liegt nahe, schon aus diesem blossen Fortleben des 
Eigennamens auf ein ununterbrochenes Weiterbestehen der 
Einrichtung selbst zu schliessen. Thatsächlich sollen Ludwig 
das Kind und Heinrich I. bei Lebensstrafe alles Volk unter 
die Waffen gerufen haben. 3 Ein allgemeines Aufgebot des 

1. M. G. LL. LT. 1. No. 49 (S. 136.) Capitula de causis 
diversis. 807 (?) Si partibus Hispaniae sive Avariae solatium 
ferre fuerit necesse praebendi, tunc de Saxonibus quinque sextum 
praeparare faciant; et si partibus Beheim fuerit neuesse solatium 
ferre, duo tercium praeparent; si vero circa Surabis patria 
defendenda necessitas fuerit, tunc omnes generaliter 
veniant. 

2. M. G. LL. II. 2. No. 204 (S. 71) Hlotharii, Hludowici 
et Karoli Conventus apud Marsnain prius. 847 Febr. (6) et 
volumus ut cuiuscumque nostrum homo, in cuiuscumque regno 
sit, cum seniore suo in hostem vel aliis suis utilitatibus pergat, 
nisi talis regni invasio, quam landweri dicunt, quod absit, acci- 
derit, ut omnis populns illius regni ad eam repelleudam commu- 
niter pergat. 

3. W T aitz, Verfassungsgeschichte VIII. S. 108. Liutpr. II. 3 
(M. G. SS. III. S. 288) und II. 25. (a. a. O. S. 293.) Heinricus . . 
directis per Saxoniara nuntiis, post quatriduum quotquot poterat 
capitali sententia sc adire commendat. . . . est enini Saxonum 
mos laudandus atque imitandus, quatinus annum post unum atque 
duodeeimum nemini inilituni bello deesse contingat. 

l* 
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sächsischen Landvolks war es, das Heinrich IV. auf der 
Harzburg bedrängte, und mit einem gleichen antwortete 
dieser Kaiser. 1 Auch das Aufgebot einzelner gefährdeter 
Landschaften blieb bestehen. 2 

Und wie der Landsturm, so die Nacheile. Es ist auch 
von anderer Seite bemerkt worden, 3 welch inniger Zu- 
sammenhang zwischen beiden besteht. Grade für diese 
Pflicht der Nacheile finden sich seit der Landfriedens- 
bewegung am Ausgang des 11. Jahrhunderts die mannig- 
faltigsten Belege, die auf das hohe Alter dieser Sitte 
schliessen lassen 4 und die zeigen, dass die Bestimmungen 
nicht nur in den Anordnungen der Fürsten gestanden 
haben, sondern auch in das Bewusstsein des Volkes über- 
gegangen sind. 5 



1. Waitz, Verf.-gesch. VIII. 101. 

2. Cosmas, Chron. Boemorum II. 35 (M. G. SS. XI. S. 90), 
wo der Markgraf von Oestreich 1082 gegen den Böhmenherzog 
Vratislav, a subulco usque ad bubulculum armatos omnigena 
specie ferri, a subula usque ad stimulum omnes iubet paratos 
esse ad bellum. 

3. Schröder, Rechtsgeschichte 3 512. 

4. M. G. LL. IV. 1. S. 608. Pax dei incerta (saec. XI. ex.) 
(6) Si furtum acciderit aut rapina aut bellum patriae ingruerit, 
et clamor more patriae exortus fuerit, armati omnes insequantur 
et in eundo et redeundo pacem unusquisque habeat. Aehnlich : 
Pax Alsatiensis (saec. XI. ex.) (a. a. 0. S. 612) § 8. Innovatio 
pacis Franciae Rhenensis 1179. Febr. 18. (S. 382.) Abs. 16 u. 
14, wo den Bauern die sonst verbotene Wehr bei der Nacheile 
gestattet wird. Pax Alamannica (1104, 1108) (S. 613—5) Abs. 9. 
Ferner Gotfrid von Ensmingen. Böhmer, Fontes III. S. 125 und 
128 (1261). 

5. Sachsenspiegel II. 71. 3 u. 4. Schwabenspiegel (ed. 
Lassberg) § 253 (S. 113), „Unde iaget man einen fridebrecher. 
oder einen echter, den sol alles daz iagen, daz ez siht oder 
hoeret." 
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Das Aufkommen der deutschen Städte in der zweiten 
Hälfte des Mittelalters bildet einen Abschnitt auch in der 
Entwickelung der Wehrverfassung Deutschlands. Notwendig 
musste es zur Belebung des Gedankens der allgemeinen 
Wehrpflicht beitragen: denn da Stadtluft frei machte, jeder 
freie Deutsche aber von alters her zum Schutze seiner 
Heimat verbunden war, so beruht eben auf dieser allgemeinen 
Wehrpflicht durchaus das ganze städtische Kriegswesen. 1 
Mit Wehr und Waffen strömten die Bürger auf dem Markte 
oder dem Kirchhof zusammen, sobald die Sturmglocke 
geläutet wurde. 2 

Wie in den Städten, blieb auch auf dem Lande das 
ganze Mittelalter hindurch bei gemeiner Landnot Jedermann 
zur Landfolge verpflichtet. 3 Wenn das Waffengeschrei er- 
tönte oder die Sturmglocke ins Land erklang, 4 musste auch 
der Bauer, der sonst keine ritterliche Waffe führen durfte, 
zur Wehre greifen. 5 Die Art und Weise, wie dies geschah, 
ist die alte, durch die Umstände gebotene, die sich auch 
bis in die spätesten Zeiten erhalten hat. Wie die Schilderung 
eines Landsturms am Endo des 18. Jahrhunderts mutet es 



1 . Schröder, Rechtsgeschichte 3 629. 

2. Chronicon üolmariense 1293. Böhmer, Fontes II. 72. 
Sturmordnungen von Freiburg (1609) und Durlach (1636) s. u. 

3. Eichhorn, deutsche Staats- und Rechtsgeschichte § 223. 
II. S. 75.) 

4. Moser, Osnabr. Gesch. II. 3. 13. c. „Wanner eyn Klocken- 
schlag geschtint, den soll alle Mann folgen, hy sy junkt of olt" 
Grimm, Weistümer 11. S. 33. (Weistum von Neumunster. Saar. 
1429.) S. 23. (Weistum ebenda 1458.) III. S. 485. (Weistum 
zum Bornheimer Berg. Wetterau. 1303.) 

5. Eichhorn § 347. Anm. b. 
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uns an, wenn Johann von Winterthur von dem — allerdings 
nicht durch die Behörden geleiteten — Sturm gegen die Juden 
im Elsass erzählt.' 

Doch auch für grössere Gebiete scheint das allgemeine 
Aufgebot im späteren Mittelalter keine Seltenheit gewesen 
zu sein. Zur Abwehr der Böhmen ward, wie sich aus alten 
Musterbüchern ergiebt, im Jahre 1450 eine allgemeine 
Musterung in der Gegend an der oberen Donau vorgenommen. 2 
Einige Jahre später bot Herzog Ludwig der Reiche von 
Bayern die Landwehr auf (1468). 3 Im Jahre 1472 erliess 
Herzog Albrecht ein allgemeines Aufgebot gegen die Böhmen, 4 
1476 gegen die bis Salzburg vorgedrungenen Türken. 5 
Sehnlich 1485* und 1488, wo Albrecht zu Beginn des Jahres 
die allgemeine Musterung, Organisierung und Bereithaltung 
sämtlicher Landeseinwohner anordnete und wenige Monate 
später die allgemeine Rüstung nochmals einschärfte. 7 Nicht 
den geringsten Widerspruch erfuhren all diese Massregeln; 



1 . Johannes Vitoduranus (Eccard, corp. hist. med. aevi. I. S. 
1831) de cunetis finibus et angulis Alsatiae . . . ingenti numero con- 
fluebant et . . . excepto solo pane, quem secum in sacculo 
deportabant, ... et propriis sibi stipendiis militabant unusquis- 
que instrumento sui officii vel artis suae, scilicet securi, rastro 
gladio, malleo vel tribula, cultro, ascia, bipenni, venabulo, arcu, 
balista, cuspide vel quocumque alio modo, non providens cra- 
stinum. 

2. Franz von Krenner, Baierische Landtagshandlungen in 
den Jahren 1429—1513. Bd. 7. S. 8 ff. 

3. Rudhart, Geschichte der Landstände in Baiern. Bd. 1. 
S. 211. — Bair. Landtagshandlungen 7. 225 ff. 

4. 20. Juli 1472. Bair. Landtagshandlungen 8. 42. 

5. Bair. Landtagshandlungen 8. 239. 

6. Bair. Landtagshandlungen 8. 409. 

7. 24. Januar 1488. Bair. Landtagshandlungen 8. 517. 
Wiederholt am 19. Juli 1488. Vgl. dazu: Rudhart a. a. 0. I. 
S. 256. ff. 
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ein Zeichen, dass sie sich im Rahmen des Gewohnten hielten, 
während sich die bairischen Landstände der Ablösung dieser 
Pflicht durch eine Steuer, als einer unberechtigten Neuerung 
auf das Entschiedenste widersetzten. 1 

Der Ausgang des Mittelalters fällt ungefähr zusammen 
mit dem Ende der grossen Ritterheere, mit dem Aufkommen 
einer neuen Kampfesweise. Weniger, als man erwarten 
sollte, trug die Ueberlegenheit der Schweizer- und Lands- 
knechtsheere zur Belebung des Volksbewaffnungsgedankens 
bei. Der Grund liegt in der Thatsache, dass man den 
Landsturm nur im äussersten Notfall zu gebrauchen pflegte, 
dass man deshalb auf seine Organisation keine Sorgfalt 
verwendet hatte. Dazu kamen die verhältnismässig nicht 
unerheblichen Kosten, die solch allgemeines Aufgebot doch 
immer erforderte, 2 sowie die Schwierigkeit, dass es gewohn- 
heitsgemäss nicht über die Grenzen des Heimatlandes hinaus- 
geführt werden dürfte. Aus all diesen Gründen begnügten 
sich die Landesherren lieber mit einem kleinen, aber be- 
weglichen Heere geworbener, kriegsgeübter Soldknechte, als 
sich der grossen, schwerfälligen und oft noch eigenwilligen 
Massen des stürmenden Landvolks zu bedienen. 3 

Auch das Reich that nichts zur Belebung des Gedankens 
der allgemeinen Wehrpflicht. Es war zu umfangreich ge- 
worden, und schon längst musste sich der Kaiser mit den 
Fürsten in das ius armorum teilen. Das Aufgebot zur 
Landfolge ward mehr und mehr die Sache der Landesherrn 
und ihrer Beamten. 4 Die zwei grossen gesetzgeberischen 
Aufgaben, welche das Reich zu Beginn der Neuzeit er- 
füllten, die Schaffung eines allgemeinen Landfriedens und 



1. Rudhart a. a. O. I. 257 ff. 

2 Dieser Punkt wird von den Fürsten mit Vorliebe ins Feld 
geführt. Vgl. Eichhorn a. a. 0. § 551 ( 6 IV. 377). 

3. Lang, Geschichte von ßaireuth IL S. 243. 

4. Eichhorn, § 430. ^ III. S. 277.) 
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einer Reichsexekutionsordnung erwiesen sich ebenso wenig 
unmittelbar fruchtbar. In beiden Fragen beschränkte man 
sich, hinsichtlich der allgemeinen Wehrpflicht, auf die 
Regelung der Nacheile, die weitere Festsetzung des Land- 
aufgebots den Landesherrn überlassend. Ward jemand er- 
funden, der den Frieden gebrochen hatte, so war jedermann, 
der es erfuhr, verpflichtet, auf eigene Kosten und Schaden 
dem Friedensbrecher nachzueilen. 1 Immerhin handelte es 
sich hierbei nicht nur um die Ahndung bürgerlicher Ver- 
brechen, sondern ebenso gut auch um die Abwehr eines 
feindlichen kriegerischen Einfalls. 2 Den einzelnen Reichs- 
ständen ward in dieser Beziehung nur auferlegt, die Nacheile 
mit Sturm- und Qlockenstreich von Land zu Land zu 
fördern." Im übrigen ward ihnen, vor allem in dem be- 
rühmten und vielzitierten § 54 der Reichsexekutionsordnung, 
das Recht und die Pflicht zuerkannt, nach Kräften mit 
bewaffneter Macht für die Sicherheit ihres Landes ein- 
zustehen. 4 Darüber hinaus ist das Reich nicht gekommen. 



1. Landfrieden Maximilians I. Worms 1405. (Lünig, corp. 
iur. müit. S. 189.) „Von Nacheilen zu frischer That . . ." 

2. Reichsabschiod zu Worms 1497. (Lünig. c. i. m. S. 191.) 
„So iemand . . . iemand in diesom Landfrieden überziehen oder 
belegen wurde, so sollen dem oder denselben alle und iede Chur- 
Fürsten, Fürsten und Stände des Reichs in zwantzig Meilen 
Wegs darum gesessen, zu der Ueberzogenen oder Belagerten 
ersuchen oder welcher des sonst gewahr oder innen wurde, zu 
Stund an, so stark er kan, zu Ross und Fuss aufseyn, zu ziehen 
und wider dieselben Hülffe und Beistand thun treulich . . 
Ebenso Reichsabschied zu Freiburg i. B. 1498. Abs. 14. (Lünig 
S. 195.) Erklärung des Landfriedens zu Nürnberg anno 1522 auf- 
gericht. Art. 27. (Senckenberg, Reichsabschiede II. S. 239.) 

3. Reichsabschied zu Speier 1559. (Lünig c. i. m. S. 285) § 23. 
„Woferne aber ..." 

4. Reichsexekutionsordnung Augsburg 1655. Senckenberg, 
a. a. 0. III. S. 24—25. 
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Alle späteren Beschlüsse begnügen sich diese Fest- 
setzungen näher zu erklären und immer wieder aufs neue 
einzuschärfen. 1 

Eine Anregung war immerhin damit gegeben: es lag 
bei den Kreisen, ihr zu folgen, sie fruchtbar zu gestalten. 
Vor anderen zeichnete sich in dieser Beziehung der 
schwäbische Kreis ans, eifrig besorgt, die alten Ordnungen 
des schwäbischen Bundes vom Glockenschlagen und Nach- 
eilen zu frischer That wieder in Gang zu bringen. 2 Wenn 
diese Bemühungen schon nicht ohne Einfluss auf die Ge- 
staltung der Reichsexekutionsordnung von 1555 geblieben 
zu sein scheinen, so versuchten die schwäbischen Kreis- 
stände, des kaiserlichen Wohlwollens versichert, doch noch 
weiter eine genauere Ordnung der Angelegenheit. Durch 
einhelligen Schluss ward endlich am 22. November 1563 
zu Ulm die auf die Reichskonstitutionen von 1555 und 
1559 gegründete Schwäbische Kreisverfassung und Exeku- 
tionsordnung verabschiedet, als Muster den übrigen Kreisen. 3 
Auch hier sind es die erwähnten zwei Punkte, welche be- 
sonders betont werden. Jeder der Fürsten und Stände 
wird verpflichtet, gegen unversehene Einfälle sich mit den 

1. J. J. Moser, deutsches Staatsrecht 1.8. Friede zu Münster 
zwischen dem Kaiser und Schweden. § 8. (Lünig S. 380.) Reichs- 
abschied von 1654, § 179 und 180. Kaiserliche Resolution betr. 
tj 180 des J. R. A. 18/3. Februar 1671. (Schmauss, corp. iur. publ. 
giebt fälschlich das Jahr 1670 an.) Verbesserte Exekutions- 
ordnung 16. VIII. 1673. Cap. 4. (Pachner v. Eggenstorff, Sammlung 
der ReichsschlüS8e I. 643.) 

2. Eines hochlöbl. Schwab is. Crayses Alte und Neue Kriegs- 
Verordnungen und Reglementen, wie solche nunmehr zusammen- 
gerichtet und in öffentlichen Druck zu bringen befohlen worden. 
Stuttgart 1696. Vorrede an den Leser. 

3. Verschiedentlich gedruckt. Ulm 1676; in den angeführten 
Schwab. Kriegsverordnungen 1696. Auch bei Langwerth von 
Simmern, die Kreisverfassung Maximilians I. Band I. Anhang. 
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Seinen zu Abwehr und Hilfe bereit zu halten, und andererseits 
wird den Unterthancn auferlegt, bei' Landfriedensbruch den 
Beschädigten auf Anrufen oder Sturm- und Glockenstreich 
nach bestem Vermögen ausnahmslos zu Hilfe zu eilen. 1 

Wie das Reich, wie die Kreise, so auch die einzelnen 
Fürsten und Gemeinwosen. Die Städte scheinen hier vor- 
angegangen zu sein. Schon 1509 finden wir für Frei- 
burg i. B. 2 , 1536 für Durlach und Aue Sturmordnungen 8 , 
wonach jeder wehrhafte Bürger beim Läuten der Sturm- 
oder Eidglocke auf den bestimmten Sammelplatz zu eilen 
hat. 1551 Hess dann der Landvogt von Ortenberg bei Offen- 
burg die waffenpflichtigc Mannschaft der österreichischen 
Or tenau a ufnehmen 4 , offenbar nach älteren Vorbildern 5 

1. ed. 1696. S. 49 u. 61. 

2. Mone, Ueber das Kriegswesen. Z. f. Gesch. des Ober- 
rheins. 16. S. 447 — 449 „Ordnung, wenn die sturmglogk gat, 
wie sich ein yeder halten sol." Abs. 9, 13, 14. 

3. Mone, a. a. O. 16. S. 450—452, „Sturmordnung in der 
stadt Durlach und Awe." Abs. 1, 2, 7 u. 8. 

4. Mone, Z. f. G. des Oberrheins 16. S. 13 ff. 

5. Nicht ohne starken Zwang wird man die von Waitz, Verf. 
gesch. 4.573 und Boretius, Beiträge zur Kapitularienkritik 126 ff. 
angeführten Kapitularienstelleu auf regelmässig geführte Muster- 
rollen deuten können. Wenn auch die Führung solcher Listen 
in karolingischer Zeit, etwa durch die Gaunotare, nicht völlig 
ausgeschlossen erscheint, so bleibt eine derartige Einrichtung in 
so früher Zeit doch höchst zweifelhaft, zumal für dieses und die 
folgenden Jahrhunderte jeder weitere Anhalt fehlt. Auf Muster- 
rollen stossen wir zu frühest im 16. Jahrhundert. (Bair. Land- 
tagshandlungen 7. S. 8. K. H. Lang, Neuere Geschichte des 
Fürstenthums Baireuth. Göttingen 1798. 1. 74.) Als allgemein ge- 
bräuchlich erwähnt sie V. L. v. Seckendorff. (Fürstenstaat 1656. II. 
Teil, 10. Kap. 9. 5.) Keinesfalls ist also die Behauptung aufrecht zu 
erhalten, dass Friedrich Wilhelm I. von Preussen 1733 zuerst 
wieder diese Einrichtung, „wie sie seit den Tagen Karls des 
Grossen nicht mehr vorgekommen"' wäre, erneuert habe. Ebenso- 
wenig kann davon die Rede sein, dass zum ersten Male wieder 
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Musterrollen anlegend. Um dieselbe Zeit finden wir in den 
bedeutenderen Territorien Südwestdeutschlands zum ersten 
Male auch jene Landesordnungen, in denen aufs unzweifel- 
hafteste von der allgemeinen Wehrpflicht aller Unterthanen 
geredet wird. Bereits in der würtembergischen Landes- 
ordnung von 1552 findet sich die Bestimmung, 1 dass niemand 
im Lande wohnen dürfe, ohne Bürger geworden und in 
das BUrgerbuch eingetragen zu sein. Die von auswärts 
zugezogenen Fremden, sowie die inzwischen erwachsenen 
Söhne mussten in Stadt und Dorf alljährlich in diesen 
Registern hinzugefügt werden. Auch waren sie verpflichtet, 
sich bestimmte Wehr und Harnisch anzuschaffen. Mit 
diesen musste dann jeder gerüstet sein, jederzeit im Fall 
der Not auszuziehen. Immer wieder wird diese Forderung 
in den folgenden Bearbeitungen wiederholt. 2 Auch in den 
kurpfälzischen Landesordnungen finden wir gleiche An- 
weisungen. 3 Später erst folgte Baden mit der Aufzeich- 
nung einer ähnlichen Landesordnung. 4 Um so eingehender 

bei dieser Gelegenheit mit Bewusstsein der Grundsatz der all- 
gemeinen Wehrpflicht ausgesprochen sei. Sehr richtig hat be- 
reits Eichhorn, deutsche Staats- und Rechtsgeschichte 5 IV. S. 
550 bemerkt, dass die gewaltsame Einstellung von Unterthanen, 
wie sie durch Friedrich Wilhelm I. zugelassen wurde, als ein 
Kapitel in der Geschichte der unfreiwilligen Werbungen zu be- 
trachten sei. Vgl. auch M. Lehmann, Historische Zeitschrift 67. 
S. 254 flf. 

1. Würtemberg. Landesordnung vom 2. I. 1552. S. 77 b, 
80 b. 

2. ed. 15G7. S. 4, 5, ff. 228: ebenso in don Ausgaben von 
1585, 1621 u. s. f. 

3. Churfürstl. Pfalz. Landesordnung. 1582. 1594. 1657 
5. Titul. 1, 3, V. 6. Titul. 1 Abs. 1. 3. 4 u. 5. 19. Titul. 2. 

4. Gemeine Lands Ordnung der Markgrafschafften Baden 
vnnd Hachberg etc. 1622. Fast wörtlich finden sich die Be- 
stimmungen wiederholt in der revidierten Ausgabe von 1715, 
vgl. J. ,T. Moser, Bad. Staatsrecht. Kap. 11. § ü. (S. 333) 
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sind dafür deren Bestimmungen. Sobald ein Kind in Baden 
geboren und getauft war, musste es dem Ortsbeamten au- 
gezeigt werden, damit dieser es in seine Listen eintrage. 1 
Jeder Knabe, der 14 Jahre alt geworden war, musste den 
Iluldigungseid leisten und sich nochmals einschreiben lassen. 
Ebenso waren die Dienstherren verpflichtet, ihre fremden 
Knechte binnen 14 Tagen zu dem Vogt zu bringen und sie 
dort den Huldigungseid schwören zu lassen. 2 Jedermann 
war bei schwerer Strafe verbunden, jederzeit und aller- 
orten bei Sturmgeläute und Sturmgeschrei zur Verteidigung 
des Landes gegen äussere wie innere Feinde mitzuhelfen. 3 
Bis zum Beginn des 17. Jahrhunderts soll in Baden der 
allgemeine Landsturm und der Landausschuss nicht ge- 
sondert gewesen sein. 4 Bedurfte man nicht der gesamten 
Bürger, so rief man nur jeden dritten oder zweiten Mann 
zu den Waffen. Markgraf Georg Friedrich 5 trennte die 
Landmiliz von dem Landsturm : er teilte sie in Regimenter 
und Kompagnien zu Fuss und zu Pferd, die in ständiger 
Uebung erhalten und dem regulären Militär möglichst ähn- 
lich gemacht werden sollten. Sobald nun ein Feind im 
Lande oder auch nur in bedrohlicher Nähe war, 6 stürmten 
die Glocken durchs Land, und Nachts flammten Feuer von 
Türmen und Höhen. Dann mussten sich die Unterthanen 
bereit halten. Der Ausschuss — „die Ausgewählte" — 
hatte sich mit seinen Wehren, ein jeder bei seinem Fähn- 
lein, zu versammeln; die Uebrigen mussten, ebenfalls ge- 
rüstet, in ihren Orten bleiben und weiteren Bescheides 
warten. 

1. Landesordnung Teil 4, Titel 8. 

2. Landesordnung 4. 3. 

3. Landesordnung 4. 8. 

4. Badens Kriegs-Verfassung, insbesondre Landwehr und 
Landsturm im 17. Jahrhundert von J. Leichtlcn. Karlsruhe 1815. 

5. 1584—1622. geb. 1575, gest. 1638. 

6. Landesordnung IV. 9. 
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Im dreissigjährigen Kriege bewährte sich diese Ein- 
richtung zunächst; allein die Unruhen der folgenden Jahre 
verhinderten, dass sie Bestand gewann. Landsturm und 
Landmiliz schmolzen wieder zusammen. Immerhin erscheint 
es unzweifelhaft, dass die Reichsstände schon im 16. und zu 
Beginn des 17. Jahrhunderts, gemäss den Satzungen des 
Reiches, das Recht hatten und ausübten, ihre sämtliche 
wehrfähige Mannschaft zur Verteidigung des Landes ein- 
zuteilen, zu mustern und militärisch auszubilden. 1 

Der dreissigjährige Krieg hatte den Uebergang zu dem 
stehenden Heere im Gefolge. Wenn schon früher die Landes- 
herren es vorgezogen hatten, statt des immerhin kostspieligen 
und trotzdem weniger wirksamen Landaufgebots Söldnerheere 
aufzubringen, und nur im Notfall auf den Landsturm zurück- 
gegriffen hatten, so konnte das bewaffnete Landvolk jetzt erst 
recht nicht mehr als Ersatz für die allezeit schlagfertigen 
stehenden Heere gelten. Die Wünsche des Volkes trafen 
hier mit denen der Fürsten zusammen. Der deutsche 
Bürger und Bauer bedurfte vor allem der ungestörten Ruhe, 
um sich nach den Stürmen des Krieges eine gesicherte 
Grundlage künftigen Wohlstands zu schaffen. So war er 
jetzt mehr als ehedem geneigt, durch eine mässige Steuer 
die Freiheit von persönlichen Kriegsdiensten zu erkaufen. 
Andererseits nahmen die Fürsten gern diese Geldablösung an, 
die ihnen die Mittel zum Unterhalt stehender Heere gewährte. 2 

Darum ward aber die Pflicht der Unterthanen zur 
Landfolge keineswegs vergessen. Wo die Mittel nicht aus- 
reichten, ein genügend zahlreiches stehendes Heer aus 
fremden Söldnern zu halten, griff man auf die eignen 



1. Eichhon» § 551. (*IV. 377.) 

2. David Georg Struben, Rechtliche Bedenken. Bd. 2. 8. Be- 
denken: Von Landfolgen. Hannover 1763. 
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Unterthanen zurück. 1 Unter Berufung auf die allgemeine 
Wehrpflicht wurden die ledigen Burschen zu einer Land- 
miliz ausgehoben, die man dem stehenden Heere mehr und 
mehr ähnlich zu machen suchte. Die erforderte Anzahl 
wurde nach dem Verhältnis der vorhandenen männlichen 
Bevölkerung oder der ledigen jungen Mannschaft auf 
sämtliche Orte des Landes verteilt. Wo sich nicht frei- 
willig die verlangte Zahl fand, wurden die noch mangelnden 
zwangsweise aus den jungen Leuten des betreffenden Bezirkes 
ausgesucht und eingestellt. In manchen Gegenden galt die 
Bestimmung, dass kein junger Mann ohne Dispensation 
heiraten durfte, der nicht eine bestimmte Zeit unter der 
Landmiliz gedient hatte. Auf diese Weise plante der Mark- 
graf von Baden-Durlach im Jahre 1721 eine Landmiliz von 
500 Mann zu errichten. 2 

Auch das allgemeine Aufgebot des gesamten Volkes 
geriet nicht in Vergessenheit. Grade um die Wende des 
17. Jahrhunderts finden wir die Frage der allgemeinen Wehr- 
pflicht viel behandelt. Mit Nachdruck trat Veit Ludwig 
von Seckendorf^ immer wieder für die Dienstpflicht der 
gesamten Unterthanen und gegen das fremde Söldnerwesen 



1. So brachte der für den minderjährigen Eberhard III. re- 
gierende Administrator Julius Friedrich von Würtemberg ein 
Heer von 16000 Mann, teils Landvolk, teils geworbene Truppen, 
zusammen, das freilich der Uebermacht (24000 Mann) nicht stand- 
zuhalten vermochte (Juni 1631.). Lang, Auswärt. Politik der 
würtemb. Stände. Pr. Jb. 50. 392. 

Vgl. auch die Aeusserung von Leibniz: das „ordentliche 
Kriegsvolk bestehet wiederumb theils in Ausschuss, teils in ge- 
worbenen und besoldeten Knechten. u (Militaria fol. 4 b. Hand- 
schrift der Kgl. Bibliothek zu Hannover.) 

2. Schätzenswerte Mitteilungen über diese Verhältnisse finden 

1 

sich z. B. in dem Bande: „Baden. Generalia. M. -» g"imG.L. A. 
zu Karlsruhe. 
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ein; 1 er machte Vorschläge, den kriegerischen Sinn und die 
Waffenfertigkeit des Volkes zu heben.- Mit dem ihm eigenen 
Scharfblick erkannte Leibniz die hohe Bedeutung des Volks- 
bewaffnungsgedankens. Bei den verschiedensten Anlässen 
wies er auf ihn hin mit Vorschlägen für die Zukunft und 
Beispielen aus der Vergangenheit. 3 An den Universitäten 
war die Landfolge ein gern behandeltes Thema. 4 Auch die 
Landesherren waren nicht geneigt, sich dies schätzenswerte 
Recht entgehen zu lassen. 5 Wider einbrechende oder 
drohende Feinde pflegte man auch in neuerer Zeit aus der 

1. Seckendorf Fürstenstaat (Hanau 1656) II. Teil, 10. Kap. 
Abs. 8 ff. Christenstaat (Leipzig 1685) S. 249. (II. 5. 4.) 
351—382. (II. 10. 11-15.) 

2. Seckendorf?", Additiones zum Fürstenstaat (Frankfurt 
a. M. 1670) S. 184. 

3. Leibniz, Goschwinde Kriegsverfassung. (Werke ed. Onno 
Klopp. V. 507.) Wien Okt. 1688. „in publico periculo omnis 
homo miles est." Anfang eines Konzepts von Leibniz (Bodemann, 
die Leibnizhandschriften der kgl. off. Bibliothek zu Hannover. 
1895. S. 209) „ich bin der Meinung, dass jedermann, vom 
Fürsten bis zum Ackerknecht geschickt zu machen, dem Vater- 
land im Notfall einige Kriegsdienste zu leisten. u Leibniz, einige 
patriotische Gedanken. (Werke VI. 226.) Es ist interessant, 
dass Leibniz zu diesem Zwecke auch auf die Bedeutung der 
Leibesübungen in der Jugend- und Volkserziehung hinweist und 
die Errichtung von „Akademien zu Leihesübungen" anempfiehlt. 
(Schriften u. Entwürfe zur Kriegs wissen schaft. fol. 1. b. Handschr. 
Hannover, kgl. Bibliothek.) 

4. De iure sequelae, praeside Joh. Wolfg. Textore, auct. 
Hermann Zobell. Diss. Heidelberg 1673. — Dissertatio ... de 
militia lecta provinciali, Von der Landmiliz, praes. Jo. Samuele 
Strykio. auct. Jo. Christ, ab Oetken. Halle 1705 Vgl. auch 
Ptitter Litteratur des deutschen Staatsrechts § 1116 (III. S. 335) 
nebst dem Nachtrag Kl übers im 4. Bande. 

5. M. Jahns, Zur Geschichte der Kriegsverfassung des 
deutschen Reiches. Pr. Jb. 39. 477. 
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gesamten Masse der Unterthanen den dreissigsten, 
zwanzigsten, zehnten, fünften, ja sogar den vierten, dritten 
oder selbst zweiten Mann aufzubieten 1 und ins Feld zu 
fuhren, die andern aber zur Beschiltzung des Landes und 
ihrer Wohnungen daheim zu lassen. In der höchsten Not 
jedoch musste in alter Weise Mann für Mann, jeder dem 
nur irgend des Leibes Kräfte und das Alter es erlaubten, 
zur Gegenwehr greifen. Schon in Friedenszeiten traf man 
die nötigen Vorbereitungen hierzu. In manchen Gegenden 
wurden von Zeit zu Zeit Musterungen veranstaltet, bei 
denen die Unterthanen in eigenen Waffen zu erscheinen 
hatten. Um jederzeit zu wissen, wie stark und wie gerüstet 
das Land sei, wurden die Musterrollen sorglich weitergeführt. 2 

Mehr noch, als Gesetz und Herkommen, sorgte die Not 
der Zeiten dafür, dass die allgemeine Wehrpflicht nicht 
vergessen wurde. Wenigstens in den vorderen Reichs- 
kreisen. Hier genügte in den ewigen Kriegen mit Frankreich 
die gewöhnliche Wehrkraft des Reiches nicht zum Schutze 
der Grenzen. Eigne kriegsgeübte Heere in genügender 
Stärke aufzubringen, waren die kleinen südwestdeutschen 
Splitterstaaten nicht im Stande. So griff man immer 
wieder zu dem alten, nie vergessenen Recht der Landfolge. 
Kurz vor dem Frieden zu Nimwegen hatte der fränkische 
Kreis beschlossen, da Werbungen nicht mehr genügten, 
einen Landausschuss aufzustellen. Das Loos entschied, 
wer auszuziehen hatte, und nicht nur innerhalb der Kreis- 
grenzen, sondern auch in andern Gegenden sollte er ver- 
wandt werden. Der Friedensschluss unterbrach die weitere 
Ausführung dieses Planes. 3 Aber wenige Jahre später 



1. Seckendorf!, Fürstenstaat II. 10. 8—9. 

2. Seckeudorff, Fürstenstaat II. 10. 9. 5. dazu auch u. a. 
der oben angeführte Akten band des Karlsruher G. L. A. 

3. Seckeudorff, Christeustaat II. 10. 15. (S. 380.) berichtet 
davon als Beteiligter. 
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finden wir einen Uhnlichen Beschluss in dem benachbarten 
schwäbischen Kreise. Im Jahre 1690 verfügte man hier 
die Aufstellung eines Landausschusses oder Landmiliz und 
nahm bereits ein allgemeines Aufgebot in Aussicht. 1 Drei 
Jahre später erfolgte auf Anregung des Generalleutnants 
Prinzen Louis von Baden ein „General - Aufbott" des 
zwanzigsten, im Kotfall des zehnten Mannes. 2 Weiter noch 
ging man im spanischen Erbfolgekriege. 3 Während hinten 
fern in Regensburg der Reichstag jahrelang verhandelte, 
ehe das entscheidende Konklusum zustande kam, musste 
man vorn an der Grenze der andrängenden Gefahr 
schleuniger begegnen. Ein allgemeines Aufgebot fand 
damals im Breisgau und Schwarzwalde statt. Anweisungen, 
wie das Landvolk in den Waffen zu üben sei, wurden aus- 
gegeben. 4 Die Bauern zogen aus und besetzten, zum Teil 
ohne militärische Unterstützung, ihre Posten. Und wenn 
auch der Mangel an Organisation eine dauernde Wirkung 
verhinderte, so wirkto das Beispiel doch stark genug, um 
sogar den Reichstag zu dem Entschlüsse zu veranlassen, in 
den gefährdeten Kreisen ein „General-Aufbott alles Land- 
volks" anzuordnen. 5 

1. Schwab. Kreis- Verordnungen und Reglementen. 1696. XIV. 
(S. 179.) Auch Lünig c, i. m. S. 502—504. 

2. Schwab. Kr. Kriegsverordnungen und Reglementen. 169G 
XV. und XVI. (S. 183 und 185.) Auch Lünig, c. i. m. S. 517 
u. 518. Im Jahre 1692 hatte der Herzog von Würtemberg einen 
nachdrücklichen Versuch gemächt, die „Landesdefension" in ein 
der Offensive fähiges Heer zu verwandeln, war aber auf den 
nachdrücklichsten Widerstand der Landschaft gestossen Lang, 
o. a. 0. Pr. Jb. 50. 401. 

3. Mone, der Schwarz wald und Breisgau im spanischen Erb- 
folgekrieg 1702—1705. Z. f. G. d. 0. Rh. S. 131 ff. vgl. auch 
M. Jähns, a. a. 0. Pr. Jb. 39. 479. 

4. Mone, Z. f. G. d. 0. Rh. 16. S. 1. 

5. Pachner von Eggenstorff, Reichsschlüsse III. 263. Reichs- 

Wendland, VolkBb ewaffnung. 2 
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Grade um diese Zeit schien es noch einmal, als ob der 
Volksbewaffnungsgedanke in weiterem Umfange zur That 
werden solle. In dem Prinzen Eugen von Savoyen hatte er 
einen überzeugten und beredten Fürsprecher gewonnen. 
Frühe hatte Eugen erfahren, mit welch 1 geringer Mühe 
und mit welch' glücklichem Erfolge sich eine Volks- 
bewaffnung aufstellen lasse. 1 In ihr erblickte er das einzige 
Heilmittel für die verrostete Wehrverfassung des deutschen 
Reiches. Wiederholt wies er auf die Vorbilder der Waldenser, 
der Oestreicher, der Franzosen hin. Freilich ohne praktische 
Wirkung. Als dann im Jahre 1713, nach dem Frieden zu 
Utrecht, Kaiser und Reich allein den Krieg fortsetzten, trat 
Eugen, an die Spitze völlig unzureichender Streitkräfte 
gestellt, noch einmal mit vollem Nachdruck für die allgemeine 
Volksbewaffnung des westlichen Deutschlands ein. In einem 
Auftritt, den er selber lebhaft schildert,- in Gegenwart des 
Herzogs von Marlborough, setzte er dem Kurfürsten von 
Mainz auseinander, es sei unbedingt notwendig, dass sieh 
die vorliegenden Kreise en masse erhöben. Dies sei das 
einzige Mittel, den Franzosen Furcht einzujagen und ihre 
Armee zu schwächen. Unbegreiflich sei es, dass ein Volk, 
und besonders ein so kraftvolles, sich allen Leiden und 
Drangsalen des Krieges auf eigenem Grund und Boden so 
geduldig unterwerfe, während es doch nur von seiner 

schluss, dictatum Ratisbonae 16. Juni 1707. (S. 265. „Es wäre 
aber auch . . .") 

1. Prinz Eugen an den Grafen v. Auersberg. Turin 12. Sept. 
1694. (Prinz Eugens hinterlassene polit. Schriften I. 24); an 
den Grafen Bucelin. Turin, 22. Sept. 1G94 (a. a. O. I. 26); an 
den Forsten Adam von Lichtenstein. Neuburg, 12. 6. 1704. 
(a. a. O. I. 225.); an den Grafen v. Strattmann. Brüssel 22. Sept. 
1709. (a. a. 0. II. 109.) Memoire des Prinzen Eugen. Haag. 
19. 12. 1711. (a. a. 0. HI. 57.) u. s. f. 

2. Prinz Eugen an den Grafen von Sinzendor/. Mainz 9. 0. 
1713. (hinterlassene politische Schriften III. S. 149—152.) 
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Gesaratkraft allein abhänge, allem Unheil zuvorzukommen. 
Mit einem allgemeinen Aufgebot hätten die Franzosen 
geantwortet, als die Deutschen durch die Provence in die 
Dauphine* einrückten; und am Ende, von wem hätten denn 
die Franzosen die Wirkung eines Heerbannes anders, als 
von den Kriegen der Deutschen bei ihren häufigen Einfällen 
abgesehen? Mit einem Heerbanne von 200 000 deutschen 
Männern, die ausser ihren Ackergerätschaften keine Armatur 
nötig hätten, getraue er sich jetzt, in Verbindung mit einer 
regulären Armee von 80 000 Mann, die Franzosen in die 
Grenzen des pyrennäischen Friedens zurückzutreiben. Ein 
Vorschlag dieser Art wäre eines Reichskanzlers auf dem 
Reichstage würdig, und dann setze er auch seinen Kopf 
daran, dass das Reich in vier Wochen einen Frieden, und 
zwar einen solchen haben werde, dessen sich ein Menschen- 
alter erfreuen sollte. Allein bei allem edlen Eil er stiessen 
die Bemühungen des Prinzen um die allgemeine Volks- 
bewaffnung auf unüberwindlichen Widerstand. Dies seien 
freilich etwas mehr als pia desideria wären, sagte der Kur- 
fürst betroffen ; aber an eine Erfüllung der Wünsche dachte 
er nicht. Auch als ihm wenige Tage später Prinz Eugen 
durch die That den Beweis erbrachte, dass die Bauern zum 
Kriege wohl verwendbar seien, 1 liess sich der Kurfürst zu 
keinem Schritte bewegen. Es musste ein gewaltigerer Dränger 
kommen, ehe man sich in Deutschland entschloss, den alten 
Gedanken der allgemeinen Wehrpflicht in zeitgemässer Weise 
in die That umzusetzen. 

1. Prinz Eugen an den Grafen von Sinzendorf. Philippsburg. 
29. Juli 1713: Dieser Tage habe ich den Kurfürsten von der 
Wirkung der Sturmglocke überzeugt. Die Bauersleute waren so 
schnell beisammen, dass sie einem starken Detaschement Fran- 
zosen den Rückzug so lange streitig machten, bis wir sie umgehen 
und es samt drei mit Beute beladenen Wägen aufheben konnten, 
und dennoch will man sich von den Wirkungen des Landsturms 
nicht überzeugen. (Polit. Schriften HI. 155.) 



Digitized by Google 



— 20 - 

Immerhin blieb auch im 18. Jahrhundert ein allgemeines 
Aufgebot des bewaffneten Volkes nichts ungewöhnliches. 
Um seine Landeshoheit über den Ort Rumpenheim zu 
behaupten, sandte der Kurfürst von Mainz im Jahre 1740 
nicht nur reguläre Truppen, sondern auch eine starke 
Anzahl bewaffneter Bauern dahin, 1 und 1744 bot Kaiser 
Karl VII. ganz ßaiern zum Widerstand gegen die 
Oestreicher auf. 2 

Solche Ereignisse sorgten dafür, dass die Volks- 
bewaffnung nicht ganz in Vergessenheit geriet. Noch 1794 
erinnerte der hannoversche Gesandte auf dem Reichstag zu 
Regensburg, H. L. von Ompteda, an das Reichsgutachten 
von 1707. 3 Weit stärker musste die Erinnerung in den 
betreffenden Gegenden selbst fortleben. Es ist klar: sobald 
die Not aufs neue drängte, musste der alte Gedanke der 
allgemeinen Wehrpflicht wiederum auftauchen. Es lag als- 
dann an den Umständen, ob er zur That werden oder nur 
in den Ideen einzelner Männer fortleben sollte. 

Eine solche Not ward dem deutschen Volke durch die 
französische Revolution von 1789. 



1. Friedrich II. an den Kurfürsten von Mainz. Berlin. 19. 6. 
1740. (Polit. Corresp. Friedr. d. Gr. I. S. 9.) 

2. Historische Sammlung von Staatsschriften . . . unter 
Kaiser Karl VII. Frankfurt a. M. 1744. Bd. 1. S. 2G0. Kaiser- 
liches Patent wegen des allgemeinen Landaufooths durch das 
gantze Baiern. 18. Okt. 1744. 

3. Bericht Omptedas bei den Akten des Hannoverschen 
Kgl. Staatsarchivs: Auswärt. Angelegenheiten, Reichssachen 
E. II. 384. 



X 
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1. Hauptstück. 



Die ersten Volksbewaffnungs versa che am Oberrhein. 
(Februar 1791 — März 1792.) 

Es ist bekannt, wie freudig auch in Süddeutschland die 
Anfänge der französischen Revolution begrüsst wurden. 
Allein schnell genug erfolgte der Umschlag, und seit dem 
Sturm auf die Bastille wuchs die Besorgnis mehr und 
mehr. Wie alle an Frankreich grenzenden Staaten sah 
sich auch Baden bald unmittelbar gefährdet. 1 Im Elsass 
begannen Unruhen, die sich ständig steigerten und aus- 
breiteten. Einzelne Funken des Aufruhrs flogen zündend 
über den Rhein und in dem Breisgau, in der Ortenau und im 
Strassburgischen brach hie und da der Aufstand in hellen 
Flammen aus. 2 Auch auf badischem Gebiet Hess sich ver- 
dächtiges Gesindel blicken, in den neuerworbenen Baden- 
Badenseben Landen, z. B. in Bühl, kam es zu offenem 
Widerstande. Der Markgraf begegnete der Gefahr durch 
stärkere militärische Besetzung der bedrohten Gegenden. 3 

1. Politische Correspondenz Karl Friedrichs von Baden. 
1783— 1806, herausgegeben von B. Erdmannsdörffer. Bd. J 
S. 325 ff. C. Obser, Badische Politik in den Jahren 1782—1792. 
(Zeitschrift für Geschichte und Politik. 5. (1888.) S. 905 ff.) 

2. Polit. Correspondenz I. 306—309. (S. 337—338.) 

3. Geh. Rats Protokoll. 30. Juli 1789. v. Gayling an Karl 
Friedrich. 5. Aug. 1789, 9. Aug. 1789, 16. Aug. 1789. (Polit. 
Corr. I. 307—310.) 
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Im Einverständnis mit der vorderöstreichischen Regierung 
wurde die Rheingrenze durch einen militärischen Üordon 
geschützt: der Kehler Brückenposten wurde verstärkt, und 
zugleich wies man die Aemter an, sich dem Eindringen 
fremden Gesindels nachdrücklich zu widersetzen. Die 
Unruhen im eigenen Lande waren bald durch besonnenes, 
energisches Auftreten, vor allem Karl Friedrichs persönlich, 
mit leichter Mühe unterdrückt. 1 

Immerhin blieb das rechtsrheinische Deutschland vom 
Elsass her bedroht, und noch grösser war die Gefahr für 
die linksrheinischen Besitzungen der deutschen Fürsten. In 
Baden war man einem friedlichen Ausgleiche nicht abgeneigt, 
und gern hätte der Karlsruher Hof, dem Rate Schlossers 2 
folgend, die längst schon strittigen Herrschaften gegen eine 
angemessene Entschädigung an Frankreich abgetreten. 
Allein die übrigen beteiligten Reichsstände waren zu einem 
solchen Vorgehen nicht zu gewinnen. Der neugewählte 
Kaiser schien entschlossen, die Ansprüche seiner Fürsten 
kräftig zu unterstützen; in langeu Verhandlungen nahm sich 
das Reich der Sache an: eine friedliche Entscheidung schien 
immer mehr ausgeschlossen und es war abzusehen, dass es 
unter Umständen zu kriegerischen Auseinandersetzungen 
kommen musste. 

So war die Lage am Oberrhein zu Beginn des 
Jahres 1791 eine höchst bedenkliche geworden. Die 
militärische Macht Badens war nur gering. Auf eine wirk- 
same kriegerische Unterstützung durch das Reich war in 
absehbarer Zeit nicht zu hoffen. Was lag näher, als unter 
solchen Umständen den Schutz des Landes dem bewaffneten 
Einwohner zu übertragen? 

1. Madeweiss an Friedrich "Wilhelm II. von Preussen. Stutt- 
gart 5. Sept. 1789. (Polit. Corr. I. 313.) 

2. Johann Georg Schlosser (geb. 1739, gest. 1709) der Freund 
und Minister Karl Friedrichs. Vgl. Aber ihn: Polit. Corr. I. S. 
31—33, sowie: Gothein, J. G. Schlosser (1899.) 
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Noch war freilich der Krieg mit Frankreich nicht erklärt. 
Das Interesse Badens forderte genaueste Wahrung der 
Neutralität. Es war daher natürlich, dass solche Ideen 
zunächst nur vereinzelt auftauchten und auch nur vereinzelt 
durchgeführt wurden, während sich die Gesamtheit des 
badischen Staates noch abwartend — eher ablehnend, als 
zustimmend — verhielt. 

In Rötteln, dem bedeutendsten Oberamte Badens, 
dessen Leitung als ein besonderer Vertrauensposten gelten 
konnte, lag die Verwaltung in den Händen des Land- 
schreibers Maximilian Wilhelm Reinhard. 1 Er war ein 
Sohn des bekannten badischen Geheimen Rats Johann 
Jakob Reinhard, des Freundes physiokratischer Ideen. 2 
Was Wunder also, wenn auch bei seinem Sohne die Wert- 
schätzung des Bauernstandes so gross war, dass er diesem 
die Verteidigung des eigenen Herdes unbedenklich anvertrauen 
zu können glaubte. 

Die Stellung zur Emigrantenfrage hatte ihn hierzu 
gedrängt. 

Als zuerst Missvergnügte aus Frankreich in die ober- 
ländischen Gegenden kamen, glaubte er, wie er nach 
Karlsruhe berichtet, 3 es würde viel Raub- und Diebs- 
gesindel dabei sein. Er empfahl daher seinen Orts vor- 
gesetzten die stärkere Besetzung der Tag- und vornehm- 
lich der Nachtwachen, sowie überhaupt vorsichtig ab- 
lehnendes Verhalten. Als er jedoch bemerkte, dass man 
von den Emigranten nichts zu befürchten habe, dass viel- 
mehr politische Gründe ihre Begünstigung und Aufnahme 
im Lande zu erfordern schienen, änderte er sein Benehmen. 

1. Ueber Reinhard vgl. Polit. Corr. I. S. 391, 1; seine Be- 
rufung als Geh. Rat nach Karlsruhe erfolgte im August 1792. 

2. Roscher, Geschichte der Nationalökonomie S. 486. 

3. Reinhard an Geh. Rat Meier. 27. 2. 1791. Berichte Rein- 
hards, Lörrach 2, 3. 91 und Lörrach 19. 3. 91. (G. L. A.) 
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Dies zog nun freilich der Gegend häufige Drohungen der 
Elsässer zu und man rausste auf Sicherheitsmassregeln, 
jetzt nicht mehr gegen die Fremden, sondern gegen die 
französischen Nachbarn denken. Man hatte mit der Mög- 
lichkeit eines plötzlichen feindlichen Einbruchs vom Elsass 
her zu rechnen. Auf militärische Hülfe konnte man sich 
in diesem Falle nicht verlassen. Das österreichische Militär 
lag zu fern, das badische war zu schwach. „Mithin blieb 
nichts übrig, als die Hülfe, welche sich die Einwohner des 
Oberamts unter einander selbst leisten konnten." Schnelle 
Versammlung, vernünftige Auswahl und Einteilung, sowie 
Bewehrung und Waffenübung der Unterthanen musstc die 
erste Sorge sein. Zunächst wurden die nötigen Einrich- 
tungen in den beiden dem Rheine am nächsten gelegenen 
Oberamtsvierteln, dem Weiler und Sausenhardter, getroffen. 
Mit den Ortsvorgesetzten wurde verabredet, dass bei einem 
U eberfall die benachbarten Ortschaften und das Oberamt 
durch Feuerreiter benachrichtigt werden sollten. Ein Aus- 
schuss, bestehend aus einem Drittel der erwachsenen Mann- 
schaft, und zwar den stärksten und beherztesten, sollte 
ausgesucht werden, um den Bedrängten zu Hülfe zu ziehen. 
Die Uebrigen mussten für die Sicherheit ihres Heimatsdorfes 
sorgen. Der Ausschuss sollte möglichst mit Feuerwaffen be- 
wehrt und in ihnen geübt werden. Auf je 15 Mann ent- 
fiel ein Anführer. Listen und Verzeichnisse sollten an- 
gelegt, die Kosten für Pulver, Blei u. s. f. von den Ge- 
meinden getragen werden. Die ganze Einrichtung war ge- 
dacht, mit der Sicherheit auch die Zuversicht und den Mut 
der Einwohner zu heben. 

Es ist leider aus dem auf uns gekommenen Akten- 
material nicht ersichtlich, ob es sich hierbei um eine be- 
wusste Anknüpfung an alte, im Volk überlieferte Einrich- 
tungen handelte. Thatsächlich hielt man sich, wie man 
sieht, im Rahmen des früher Ucblichen. Im Geheimen 
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Rate zu Karlsruhe war jedoch dio Stimmung eine ent- 
schieden abgeneigte. Es wurde die Besorgnis laut, die 
Anstalt könnte einen demokratischen, republikanischen An- 
strich erhalten, sie könnte eine Art Nationalgarde werden. 
Noch waren nicht zwei Jahre seit den Unruhen im Ober- 
lande vergangen. Noch immer mochte man eine Wieder- 
kehr solcher Ereignisse befürchten und deshalb Bedenken 
tragen, den Unterthancn jetzt selbst dio Waffen in die 
Hand zu geben. 

Sei es, dass solche Erwägungen durchdrangen, sei es, 
dass thatsächlich die Gefahr sich minderte und eine Aus- 
dehnung der Vorkehrungen überflüssig machte — jedenfalls 
hören wir in der nächsten Zeit nichts mehr von einem 
Plane, das gesamte Landvolk zu bewaffnen und teils zur 
Hülfe anderer, teils zur eigenen Sicherung zu verwenden. 
Vielmehr beschränkte man sich in Karlsruhe darauf, die 
Landleute zu den üblichen Kriegsfrohnden, wie Kundschaft, 
Wachten u. dgl., anzuhalten. 1 

Die erste Anregung zu einer Rückkehr zu der all- 
gemeinen Volksbewaffnung war somit ohne weitere Wirkung 
vorübergegangen. Allein die Lage der Dinge, welche sie 
hervorgerufen hatte, war nicht geändert. So musste not- 
wendig nach kurzer Zeit ein neuer Anstoss erfolgen. Dies- 
mal ging er von Oesterreich aus. 

In Freiburg war seit dem April des Jahres ein neuer 
Regierungspräsident, der Freiherr von Sumeraw, einge- 
zogen, 2 der sich von vornherein ein möglichst freund- 
schaftliches Verhältnis zu seinen Nachbarn angelegen sein 
Hess. Besonders Baden gegenüber zeigte er allezeit die 
grösste Zuvorkommenheit. Zu den beiderseitigen Inter- 

1. Rescript Karl Friedrichs 30. 6. 91. (G. L. A.) 

2. v. Mühl an den Geh. Rat. Wien 16. 4. 91. (Polit. Corr. 
I. 402.) Weder in der A. D. B. noch in Wurzbachs biogr. Lexikon 
hat dieser bedeutende Mann eine Erwähnung gefunden. 
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essen, die eine gemeinsame Regelung erforderten, gehörte 
die Verteidigungsfrage. Der missglückte Fluchtversuch 
Ludwigs XVI. am 21. Juni 1791 hatte in Frankreich neue 
Unruhen erregt, die, zumal bei der Haltung der Emigranten 
in don oberrheinischen Gegenden, ernste Gefahren herbei- 
führen konnten. Es ist begreiflich, dass unter dem Eindruck 
dieser Thatsachen das Entgegenkommen der vorderöster- 
reichischen Regierung in Karlsruhe den lebhaftesten An- 
klang fand. 

Zu den Umständen trat die Persönlichkeit. Zum ersten 
Male in diesem Zusammenhang treffen wir hier den Mann, 
der sich während der ganzen folgenden Jahre als der 
eifrigste Förderer des Volksbewaffnungsgedankens im 
badischen Geheimen Rate bewährt hat, den Geheimen Rat 
und Kammerpräsidenten, Freiherrn Christian Heinrich von 
Gayling von Altheim, den späteren Ministerpräsidenten. 1 
Der damals noch nicht Fünfzigjährige wurde im Anfang des 
Juli 1791 mit einer Reise nach Frei bürg und in die badischen 
Oberlande beauftragt. 

Wollte man mit Oestreich zusammen eine wirksame 
Verteidigung schaffen, so war es nötig, die vielen kleinen 
Gebiete, die an der zu sichernden Strecke lagen, zur Mit- 
wirkung heranzuziehen. Meist fanden sie sich zu thätiger 
Mithülfe gern bereit. Ueberhaupt war in den kleinen 
Staaten Süddeutschlands die Anhänglichkeit an das heilige 
römische Reich viel lebendiger geblieben, als in den 
grösseren Territorien des deutschen Nordens und Ostens. 
Willig erkannten sie die „reichsväterliche" Gewalt des 
Kaisers an. Die Nähe eines übermächtigen Feindes und 
das Gefühl ihrer eigenen Zersplitterung und Machtlosigkeit 

l. geb. 11. 10. 1743, trat erst in Zweibrtickensche, dann 
1767 in Badische Dienste. 1779 wurde er Geheimer Rat mit Sitz 
und Stimme auf der Adelsbank. Er starb am 13. 1. 1812. Vgl. 
ßathgeber, der grosse Markgraf. S. 27 ff. 
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mochte in ihnen das Bewusstsein der Zugehörigkeit zu 
einem politischen und nationalen Gemeinwesen kräftiger 
wach gehalten haben, als es bei jenen andern Staaten ge- 
schehen konnte, die nicht nur ihrer politischen Zusammen- 
setzung nach, sondern auch in ihren Interessen und Be- 
dürfnissen, thatsächlich so gut wie ausserhalb des Reichs- 
verbandes lagen. 

Am 4. Juli teilte Gayling der Ortenauischen Reichs- 
ritterschaft die badischen Sicherheitsmassregeln mit 1 und 
schon am Tage darauf hatten „der Rom. Kais. Maj. Räthe 
auch der freien Reichsritterschaft in Schwaben Viertels am 
Neckar und Sehwarzwald, des Ortenauischen Bezirks er- 
betene Dircktorial-Räthe und Ausschüsse, auch Ausschüsse 
und Räthe" seine Bitte erfüllt 2 und nach badischem Muster 
ähnliche Massnahmen in ihren am Rhein gelegenen Orten 
verordnet. 

Die Vorkehrungen Gallings bestanden vorzüglich in 
einer Bewaffnung und Einteilung des gesamten Land- 
volks zu gegenseitiger Hilfsleistung bei einem Einfall 
elsässischen Gesindels. Ein austührlicher Opcrationsplan 
wurde entworfen. Für das Rheinufer von Weil (bei Basel) 
bis nach Dundenheim (bei Offenburg) wurde festgesetzt, wie 
sich die am Rhein zunächst gelegenen Ortschaften die erste 
Hülfe zu leisten hätten, wie die weiter zurückliegenden 
Dörfer zwei Drittel der wachtbaren Mannschaft zu einer 
Reserve an bestimmte Sammelplätze zu senden habe, 
während das letzte Drittel zur Bewachung des eigenen 
Dorfes zurückbleiben musste. Zu solch nachbarlichen Hülfs- 
leistungen waren — entsprechend den alten Reichssatzungen 

1. Gayling an die Reichsritterschaft. Nonnenweier 4. Juli 
1791. Abschr. (G. L. A.) 

2. Rescript an die Vorsteher der rr. Orte Rust, Witten- 
weier, Nonnenweier, Moisenheim. d. d. Kehl 5. Juli 1791. — 
Schreiben an Gayling, Kehl C. Juli 1791. (G. L. A.) 
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über die Nacheile — die Ortschaften ohne Rücksicht auf 
ihre politische Zugehörigkeit verpflichtet. Bei einem Ueber- 
fall in der Gegend des ritterschaftlichen Dorfes Rust sollten 
z. B. auch bischöflich-strassburgische und badische Unter- 
thanen zur ersten Hülfe eilen; zu ihrer Reserve sollten sich 
u. a. nassauische Landleute in dem badischen Orte Graven- 
hausen versammeln. 1 

Auch diese Einrichtung war dem Herkommen gemäss 
und ähnlich der von Reinhard vorgeschlagenen. Immerhin 
vertraute man den Schutz des Landes doch noch nicht aus- 
schliesslich den Einwohnern an. Man erachtete die An- 
rufung militärischer Unterstützung für nötig, vor allem 
aber, wenn auch in den Oberlanden die Stimmung durch- 
weg ruhig und anhänglich war, 2 so gedachte man doch, 
um Aufsehen zu vermeiden, von diesen vorläufigen An- 
stalten nur die Vorgesetzten, nicht das Volk selbst, zu be- 
nachrichtigen. 

In allen diesen Stücken zeigte Sumeraw wieder das 
grösste Entgegenkommen. Er erklärte sich mit den badischen 
Vorschlägen vollkommen einverstanden und versprach in 
allen Fällen für militärische Hülfe von den östreichischen 
Garnisonen her sorgen zu wollen. Auch an seinem Hofe, 
in Wien, fanden die Abmachungen die günstigste Aufnahme 
und völlige Bestätigung. 3 Allein dabei Hess man es auch 
bewenden. Die Gefahr drohte nicht unmittelbar genug, um 

1. Berichte v. Gaylings. Emmendingen 6. Juli 1791 und 
Karlsruhe 30. Juli 1701 mit 5 Beilagen. — Projekt, wie die An- 
stalt bei einem Einfall von Gesindel aus dem Elsass zu treffen 
sein möchte . . . 0. D. (Sämtlich G. L. A.) 

2. Bericht Gaylings an Karl Friedrich. Karlsruhe 6. 8. 91. 
(Polit. Corr. I. 407.) 

3. Sumeraw an Gayling. Freiburg 25. 7. 91. Gayling an 
d. Oberämter Badenweiler und Rötteln. Mahlberg 26. 7. 91. 
Sumeraw an Karl Friedrich. Freiburg 20. 8. 91. (G. L. A.) 
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das Ergreifen entschiedener Massregeln zu erzwingen. In 
der Stillo erkundigte man sich nach der Anzahl der im 
Landvolk vorhandenen Gewehre, und wenn man ihre Zahl 
auch als längst nicht genügend erkennen musste, 1 so ver- 
traute man doppelt auf die von Oestreich zugesagte mili- 
tärische Hülfe, ohne sich zunächst ausdrücklich für oder 
gegen die allgemeine Volksbewaffnung zu entscheiden. 

Da kam die Nachricht von den Abmachungen zu Pill- 
nitz; man musste sich darauf gefasst machen, dass Frank- 
reich seinen Gegnern zuvorkommen, dass es den längst ge- 
drohten Einfall auf deutsches Reichsgebiet machen werde. 
Hiergegen aber war Baden, trotz der bisherigen Ueber- 
einktinfte mit Oestreich, noch nicht genügend geschützt. 
Die Gefahr war drängend, man war vor die Entscheidung 
gestellt, ob man die Verteidigung des Landes der bewaff- 
neten Volksmasse oder dem wenigen regulierten Militär 
überlassen sollte. Im Geheimen Rate zu Karlsruhe bildeten 
sich zwei Parteien, als deren Führer der Freiherr Wilhelm 
von Edelsheim auf der einen, der Freiherr Karl von Wüll- 
warth 2 auf der anderen Seite erscheinen. Edelsheim — 
und mit ihm jedenfalls wieder Gayling — war für Volks- 
bewaffnung. Schon früher hatte Edelsheim auf die Not- 
wendigkeit hingewiesen, 3 sich auf alle Fälle gerüstet zu 



1. Bericht des Landvogts v. Liebenstein an Karl Friedrich. 
Emmendingen 1. 9. 91. Berichte der Oberämter Durlach, Pforz- 
heim, Badenweiler, Rütteln u. s. w. Sept. und Okt. 1791. 
(Sämtl. G. L. A.) 

2. Der Geheime Rat und Rentkammerpräsident Freiherr Karl 
von Wöllwarth darf nicht verwechselt werden mit dem Obervogt 
und zweiten badischen Kreisgesandten Ludwig von Wöllwarth. 

3. Cependant ä tout evenement il faut se mettre en garde 
contre les insultes et pertes qu'on pourrait endurer jusqu'a 
l'arrivee des troupes autrichiennes et prussiennes. Edelsheim 
an Joh. v. Muller. Mannheim 15. 9. 91. Polit. Corr. I. 413. 
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halten. In der Sitzung des Geheimen Rats vom 19. Sep- 
tember 1791 1 kam die Sache zur Besprechung. Auf die 
vom Ministerresidenten von Mühl in Wien im engsten Ver- 
trauen berichteten Pillnitzer Abmachungen hin hielt man 
einen Krieg zwischen Deutschland und Frankreich für un- 
vermeidlich. Noch war er jedoch nicht erklärt, und so 
mussten sich badischerseits natürlich alle Vorkehrungen auf 
die Landesdefension, solange eine solche nötig, beschränken. 
Dabei galt es, um keinen Teil gegen die badischen Lande 
zu reizen, die genauste Unparteilichkeit zu beobachten. 
Immerhin wurde beschlossen, weil in den Unteiianden das 
Militär nicht hinreiche, im Notfall auf die Bewaffnung von 
einigen tausend Mann Landvolk Bedacht zu nehmen, sowie 
die Unterstützung des schwäbischen Kreises zur Ausrüstung 
dieser Mannschaften — durch Waffen, Munition u. dgl. aus 
dem ^ Kreiszeughaus, durch Geld aus der Kreiskasse — 
nachzusuchen. Der Freiherr von Gayling wurde beauf- 
tragt, nach Freiburg zu reisen uud dort über diese Schritte 
Eröffnungen zu machen, sowie eine weitere Verstärkung der 
östreichischen Truppen im Breisgau anzuregen. Edelsheim 
schien vollkommen gesiegt zu haben. Das Schreiben Karl 
Friedrichs an das schwäbische Kreisausschreibeamt war be- 
reits aufgesetzt, 2 als ein Vorstoss der gegnerischen Partei 
die gesamten Beschlüsse umstürzte. Der Geheime Rat Carl 
von Wöllwarth setzte in einem ausführlichen Votum 3 aus- 

1. Extr. Geh. Rats Protokolls. No. 2911>/ 2 . 19. 9. 91. 
(G. L. A.) In diese Zeit gehört auch zweifellos eine Denkschrift, 
die im Concept und ohne Datum und Unterschrift, von Edelsheiras 
Hand, im Haus- u. Staatsarchiv zu Karlruhe vorhanden, aber 
offenbar au eine chronologisch unrichtige Stelle ihres Aktenbandes 
geheftet ist, und welche die Sicherheitsanstalten Badens, darunter 
die Volksbewaffnung betrifft. 

2. Regest in der Polit. Corr. I. 416, wo leider jede weitere 
Angabe, ob Concept oder Original u. s. w. fehlt. 

3. Votum WöUwartl s. 21. 9. 91, (G. L. A.) Auf den Marsch 
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einander, dass der Reichskrieg ja noch garnicht erklärt 
sei, dass man also in Baden, der Gefahr am nächsten aus- 
gesetzt, strengste Neutralität zu halten habe. In Pillnitz 
habe man die Sache Ludwigs XVI. als die aller Souveräne 
angesehen und wolle sie, mit anderen Mächten vereint, 
durchführen. Ueber eine solche Kommunikation sei jedoch 
bisher nichts bekannt. Hingegen habe Ludwig XVI. in- 
zwischen die Konstitution angenommen 1 und sei damit 
ganz zufrieden. Es sei daher sehr wohl möglich, dass die 
östreichischen Truppen überhaupt nicht kämen; es sei des- 
halb das Gebot der Klugheit, vorsichtig zu sein und alles 
zu vermeiden, „was allenfalls zweideutig ausgelegt werden — 
und den Schein der Aggression haben könnte". So kommt 
denn Wöllwarth schliesslich zu dem dringenden Rate, an 
das Kreisausschreibeamt erst dann zu schreiben, wenn es 
sicher sei, dass fremde Kriegsvölker gegen den Rhein 
marschieren, aber selbst dann noch möglichst behutsam und 
mit der ausdrücklichen Erklärung, dass alles nur defensiv, 
nicht gegen den Elsass und Frankreich gerichtet sei. Vor 
allem aber wendet sich sein Rat gegen die Volksbewaffnung 
in den Unterlanden: ,.dazu kann ich unmöglich raten"' be- 
kennt er. Weder reguliertem Militär, noch räuberischem 
Gesindel könnten die bewaffneten Bürger und Bauern 
widerstehen. Militärische Deckung allein könne die badi- 
schen Lande schützen, und wie die Oberlande durch die 
Uebereinkunft mit Oestreich, so könnten die Unterlande 
durch ähnliche Vorkehrungen sicher gestellt werden. Eine 
Bewaffnung der Unterthanen sei nicht nur unzweckmässig, 
sondern auch gefährlich. Die Unterthanen seien leichter zu 
bewaffnen, als zu entwaffnen. „Wir haben das nächste, 
neuste, redende Beispiel an Frankreich". 

der Ostreich. Truppen von Böhmen bis zum Rhein rechnet W. 
3 Wochen. 

1. 14. Sept. 1791. 
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Es ist eigentümlich zu beobachten und schwerlich ein 
Zufall, dass bereits hier, beim ersten Auftauchen des Ge- 
dankens der Volksbewaffnung, dieselben Gegengrtinde ins 
Feld geführt werden, die wir später bei fast allen Gegnern 
der Volksbewaffnung und auffälligerweise beinah wörtlich 
wiederfinden, besonders bei dem hartnäckigen Widerstande 
Preussens im Frühjahr 1794. Wenn aber damals Karl 
Friedrich als einer der überzeugtesten Anhänger der all- 
gemeinen Volksbewaffnung für diese, gegen Preussen auf- 
trat, so verfehlten die früheren Vorstellungen Wöllwarths 
ihre Absicht nicht. Das Vertrauen des Markgrafen auf die 
Wehrkraft des Bauernstandes mochte doch etwas schwankend 
geworden sein. War man doch grade im Begriff, die 
physiokratischen Versuche bei dem letzten der drei hierzu 
verwandten Dörfer, bei Dietlingen, als unausführbar auf- 
zugeben. Jedenfalls, wenn man sagen will, dass hier die 
Ansichten einer neuen und einer alten Zeit, der Gegensatz 
zwischen der allgemeinen Bewaffnung des gesamten Volkes 
und den stehenden Soldheeren des 17. und 18. Jahrhunderts 
aufeinanderstiessen, so vermochte Karl Friedrich sich 
nicht so leicht von den alten Anschauungen loszumachen. 

In einer neuen Geheimratssitzung, am 26. September 
1791 1 wurde bei der Wichtigkeit des Entschlusses vom 
19. September über die Sicherheitsmassregeln die Sache 
nochmals in Erwägung gezogen und die alten Beschlüsse 
völlig umgestossen. Deutlich ersieht man aus dem vor- 
sichtig gewählten Wortlaut des Geheimen Rats-Protokolls, 
wie heftig die Meinungen aufeinandergeprallt sein müssen, 
wie man bei der Formulierung des Beschlusses keinem zu 
nahe treten und doch den Gründen beider Parteien gerecht 
zu werden sich bemüht hat. Das Ergebnis aber war doch, 
. dass das Schreiben an den Kreis und die Kreisviertelsmit- 
stände unterblieb, ebenso die Reise Gaylings nach Freiburg. 

1. Extr. Geh. Rats Prot. 2967. 2G. 9. 91. (G. L. A.) 
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Dagegen wurde der zweite Kreisgesandte, Obervogt Ludwig 
v. Wöllwartb, beauftragt, sofort nach Stuttgart zu gehen und 
dort unter der Hand zu sondieren, ob man eine Gefahr 
für bevorstehend halte und wie man sich dagegen zu schützen 
gedenke. 

Es bedeutete dies einen vollen Sieg Wöllwarths, denn 
dass man von dem Herzoge von Würtemberg 1 , über dessen 
Gleichgültigkeit die badischen Klagen nie endeten, keine 
Anregung zur allgemeinen Volksbewaffnung erhalten würde, 
war, wie es auch thatsächlich eintrat, 2 vorauszusehen. 

Und Edelsheim empfand dies auch unzweifelhaft. In 
einem Pro Memoria zu den Beschlüssen vom 26. September 3 
bemerkt er, um seine „Grundsätze bey künfftigen Vorfällen 
zu vorwahren", dass er seinem Herrn „nie geraten haben 
würde, die Vorschritte gegen den Kreis zu suspendieren." 
Anlass und Gefahr habe sich seit dem 19. September nicht 
geändert, nach wie vor sei es darum Pflicht, Vorsorge zu 
treffen. „Hierzu gehört, dass wir Gewehre uns verschaffen, 
um im Fall der Not eine Anzahl Landvolk bewaffnen zu 
können." Dass Badens Kräfte genügten, den Ueberfallen 
der französischen Nationalgarden die Spitze zu bieten, daran 
zweifelt Edelsheim nicht im geringsten. Das badische 
Militär reiche allerdings hierzu nicht aus, weil unschwer zu 

2 

beweisen sei, dass mit diesem allein „zu höchstens — M. In- 

m 

fanterie und — Mann Cavallerie gerechnet", dieser End- 
zweck von Goldscheuer bis Rusheim nicht erreicht werden 
könne. Also ergiebt sich Volksbewaffnung als notwendige Mass- 
regel, und auch, „inwieferne das Landvolk dressieret werden 



1. Karl Eugen. 1737—1793. Okt. 24.; geb. 1728. 

2. Made weiss an Friedrich Wilhelm II. Stuttgart 12. 10. 91. 
Polit. Corr. I. 420. 

3. Pro Memoria ad. G. R. N. 2967. ohne Datum. (G. L. A.). 
Wendland, Volksbewaffnung. 8 
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taiuss, hat Edelsheim schon Vorschläge, die ihm massgebend 
und hinlänglich zweckentsprechend scheinen. 

Mit dieser Denkschrift scheidet Edelsheim aus der 
Reihe der Vorkämpfer für die allgemeine Volksbewaffnung. 
Er ist, soweit wir es erkennen, nie wieder ausdrücklich für 
diesen Gegenstand eingetreten; der Misserfolg, der ihn, den 
vertrautesten und nächsten Ratgeber und Freund seines 
Fürsten, betroffen, scheint ihn ihm verleidet zu haben. In 
Baden tritt wieder an seine Stelle sein jüngerer Amts- 
genosse Gayling, unter allen Mitgliedern des Geheimen 
Rates der treuste, unermüdliche Vertreter der Volks- 
bewaffnung. 

Die nächste Zeit schien der Partei Wöllwarths Recht 
zu geben. Mit der Annahme der Konstitution schienen in 
der That die Pillnitzer Anstalten überflüssig gemacht. 1 Am 
Rhein blieb alles ruhig, man konnte die Gemeindewachen 
längs des Stromes eingehen lassen, 2 gegen unvorhergesehene 
feindliche Anfälle schienen die oberländischen Gegenden 
durch das östreichische Militär gedeckt. 3 Wegen der 
Unterstützung durch diese Truppen begnügte man sich, 
einige wenige höhere Beamte ins Vertrauen zu ziehen, 4 
Lärmstangen in aller Stille zu errichten 6 und ähnliche 
ebenso unauffällige als ungenügende Vorkehrungen zu 
treffen. 

1. Mühl an den Geh. Rat. Wien. 1. Okt. 1791. (Polit. 
Corr. I. 419.) 

2. Extr. Geh. Rata Prot 29. 9. 91. (G. L. A.) 

3. Sumeraw an Karl Friedrich. Freiburg. 29. Sept 91. 
(G. L. A.) 

4. Berichte der Oberämter Rötteln. 80. 9. 91; Hochberg u. 
ßadenweiler 1. 10. 91 ; Extr. Geh. Rats Prot. 3. 10 91. (Sämtl. 
im G. L. A.) 

5. Berichte der Oberämter Rötteln 26. 10. 91; Badenweiler 
28. 10. 91; Mahlberg 31. 10. 91; Hochberg 16. 11. 91. (Sämtl. 
G. L. A.) 
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Umsomehr nimmt es Wunder, aus jenen Tagen (Ende 
Oktober — Anfang November) einen Verteidigungsplan zu 
finden, 1 in welchem für die ganze Strecke von Weil (bei 
Basel) bis hinab nach Schröck (bei Karlsruhe) die zur 
ersten Gegenwehr, sowie die zur Reserve gehörigen Ort- 
schaften u. s. f. verzeichnet sind. Auch diesmal ist das 
Verhältnis zu Grunde gelegt, dass zwei Drittel der Mann- 
schaft ausrücken, ein Drittel in jedem Orte zur Bedeckung 
zurückbleiben soll. 

Es mag dieser Entwurf zusammenhängen mit einer 
Reise, die Karl Friedrich während dieser Zeit in seine 
Oberlande gemacht hat und auf der er auch mit Reinhard 
in Lörrach über Sicherheitsmassregeln gesprochen hat. 2 
Auch diesmal werden jedoch die geplanten Anstalten als 
nur vorläufige bezeichnet, von denen allein die Vorgesetzten 
benachrichtigt werden sollen. Es ist ein kaum verständ- 
licher Gedanke, dass für den Fall einer Volksbewaffnung 
eben dieses Volk erst im letzten Augenblick von seiner Be- 
stimmung erfahren soll. Zugleich aber ist's auch wieder 
bezeichnend für die Sorglosigkeit, mit der man trotz aller 
Aengstlichkeit die Verteidigung betrieb. Der eigenen Un- 
zulänglichkeit und Schwäche bewusst, war man längst ge- 
wohnt, andere für sich kämpfen zu sehen, und hieraus mag 
sich die eigentümliche Erscheinung erklären, durch welche 
das erste Auftreten des Volksbewaffnungsgedankens ge- 
kennzeichnet ist: das ewig wechselnde Ergreifen und 
Fahrenlassen. ]m Augenhlicke der Not kommen die ver- 
schiedensten Kreise immer wieder mit vielem Eifer, jedoch 



1. Drei Tabellen und eine Abschrift der ersten Tabelle, ohne 
Datum, Unterschrift o. dgl.; von ungeübter Hand, in zwei ver* 
schiedenen Fascikelu des Bad. Haus- u. Staats-Archivs. No. 1 
umfasst die Gegend bis Weisweil, No. 2 bis Freistett, No. 3 den 
Rest bis Schröck. (G. L. A.) 

2, Bericht Reinhards, Lörrach 26. 10. 91. (G. L. A.) 
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ohne umfassende Vorbereitungen auf ihn zurück, Sobald 
die Gefahr aber glücklich vorübergegangen, erkaltet dieser 
Eifer. Rasch, wie man ihn ergriffen, lässt man den Ge- 
danken auch wieder fallen, und ohne auf künftige Fälle, 
ohne auf die Möglichkeit einer Wiederholung der gleichen 
Not zu denken, trifft man keine weiteren Vorkehrungen, 
bis die plötzlich eintretende Gefahr die Idee der Volks- 
bewaffnung wiederum unwiderstehlich aufdrängt. So wenig 
anziehend ein solches Schwanken sonst auch ist. so reiz- 
voll wird es durch die Betrachtung seines Zusammenhanges 
mit der grossen Politik seiner Zeit. Grade in dem Treiben 
der süddeutschen Kleinstaaten finden wir das getreue Ab- 
bild all jener Ereignisse, die das Leben unsres Volkes er- 
schüttert haben. Grade an ihnen kann man beobachten, 
wie die Wellen der französischen Revolution von Zeit zu 
Zeit immer mächtiger an den Grenzen des deutschen 
Reiches branden und mit immer stärkeren Schlägen die 
kleinen Machthaber aus ihrer Unthätigkeit aufschrecken. 
Spiegelt sich doch in jeder Landschaft deutscher Erde die 
Geschichte des Reiches und der Nation. 
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Lebensauf. 

Ich, Johannes Adolf Wilhelm Wendland, Sohn des ver- 
storbenen Geheimen Regierungs- und Provinzialschulrats Adolf 
Wendland und seiner Ehefrau Sophie, geb. Skrzeczka, evangelischen 
Bekenntnisses, wurde am 12. Januar 1877 zu Gumbinnen in Ost- 
preussen geboren. Hier, in Minden und in Koblenz a. Rh. ver- 
lebte ich meine ersten Lebensjahre. Von Ostern 1883 bis Pfingsten 
1889 besuchte ich das Königliche Gymnasium zu Koblenz, darauf 
das Königliche Kaiser Wilhelms-Gymnasium zu Hannover, das ich 
Ostern 1896 mit dem Zeugnis der Reife verliess. Einer frühen 
Neigung folgend, widmete ich mich dem Studium der Geschichte 
und der ihr verwandten Wissenschaften (Germanische und roma- 
nische Philologie, Geographie, Philosophie, Staats- und Rechtswissen- 
schaft). Durch eigne und fremde Krankheit in meinen Arbeiten 
oft empfindlich behindert und unterbrochen, studierte ich von Ostern 
1896 bis Ostern 1897 in Breslau, von Ostern 1897 ab in Göttingen. 
In Breslau hörte ich die Vorlesungen der Herren Professoren und 
Dozenten Appel, H. Cohn, Dahn, Ebbinghaus, Elster, Jiriczek, 
G. Kaufmann, Muther, J. Partsch, Schulte, Sombart, Vogt und 
Wilcken, und nahm an den Uebungen und Seminaren der Herren 
Jiriczek, Kaufmann, Partsch und Wilcken teil. In Göttingen hörte 
ich die Vorlesungen der Herren Professoren und Dozenten Busolt, 
Des Coudres, Heyne, Kehr, M. Lehmann, R. Meissner, Roethe, 
Schulten, Sechehaye und Wagner, an deren Uebungen und Seminaren 
ich ebenfalls teilnahm. 

Im Juni 1898 besuchte ich zum Zweck meiner Doktorarbeit 
das Kgl. Geh. Staatsarchiv zu Berlin, im Herbste desselben Jahres 
das Grossh. Generallandesarchiv zu Karlsruhe, das Kgl. Haus- und 
Staatsarchiv zu Stuttgart, das Filialarchiv zu Ludwigsburg, sowie 
das Grossh. Haus- und Staatsarchiv zu Dannstadt, die mir reiche 
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Ausbeute gewährten. Wertvolle Ergänzungen brachte mir weiterhin 
auch das Kgl. Staatsarchiv zu Hannover. 

Es ist mir eine liebe Pflicht, an dieser Stelle allen meinen 
hochverehrten Lehrern, die mich in meinem Studium innerhalb 
und ausserhalb der Unterrichtsstunden freundlich angeregt und 
gefördert haben, sowie den Herrn Beamten der von mir benutzten 
Archive für Rat und That meinen aufrichtigsten Dank auszusprechen. 
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